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Bezug : Kleine Anfrage 367 der Abgeordneten Bauknecht, 
Lücke, Dr. Vogel, Dr. Dresbach und Genossen 
- Drucksache 3677 - 


Vorgenannte Anfrage beehre ich midi im Einvernehmen mit dem 

Herrn Bundesminister der Finanzen wie folgt zu beantworten : 

a) Die unterschiedliche Behandlung der Bank- und Staatskredite ist 
auf die Richtlinien zur Feststellung und Abwicklung der Ernte- 
schäden 1954 vom 15. Oktober 1954 zurückzuführen. Das 
Schwergewicht der Hiltsaktion wurde seinerzeit auf die Bereit- 
stellung von Zinsverbilligungsmitteln für Bankdarlehen gelegt. Nur 
dann, wenn diese zur Beseitigung der Existenzgefährdung der be- 
troffenen Betriebe nicht ausreichten, konnten niedrigverzinsliche 
Darlehen aus öffentlichen Mitteln zur Verfügung gestellt werden, 
z. B. wenn die Banken auf Grund fehlender Sicherheiten nicht 
bereit waren, den Geschädigten einen Kredit einzuräunien. Durch 
diese Zweiteilung der Maßnahmen war es möglich, bei sparsamer 
Verwendung von Bundes- und Ländermitteln auch den kleinen 
und hochverschuldeten Betrieben die notwendigen Mittel zur Er- 
stellung der neuen Ernte an die Hand zu geben und ihnen den 
Anschluß an die Ernte 1955 zu ermöglichen. 

b) Die Betriebe, die ein öffentliches Darlehen erhalten haben, sind 
grundsätzlich zur Rückzahlung der Darlehen verpflichtet, es sei 
denn, daß hierdurch die Existenz der Betriebe erneut gefährdet 
ist. Letzteres wird von einer Kommission, der u. a. auch ein 
Vertreter des zuständigen Finanzamts angehört, überprüft, wobei 
der Geschädigte seine gesamten Vermögensverhältnisse darzulegen 
hat. Bei der Umwandlungsmöglichkeit für die öffentlichen Dar- 
lehen handelt es sich daher um eine Ausnahmeregelung für wirt- 
schaftlich besonders gefährdete Betriebe und nicht um eine Be- 
nachteiligung von Betrieben, die ^wegen jihrer Größe, ihrer ge- 
ringeren Verschuldung oder ihrer sonstigen Vermögensverhältnisse 
lediglich eine Zinsverbilligung für ein Bankdarlehen erhalten haben. 
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c) Ferner wird darauf hingewiesen, daß die zunächst bis zum 
31. Dezember 1956 begrenzten Maßnahmen durch die Ergänzen- 
den Bundesriditlinien vom 3, Dezember 1956 um weitere fünf 
Jahre bis zum 31. Dezember 1961 verlängert wurden. Durch diese 
Verlängerung wurden die Härten, die für die Tilgung der Dar- 
lehen mit ursprünglich zweijähriger Laufzeit auf getreten waren, 
beseitigt. Nach der Laufzeitverlängerung dürfte dieser Zeitraum 
bei Unterstellung normaler Verhältnisse für eine termingemäße 
Rückzahlung der Darlehen ausreichen. Da die Verlängerung auch 
für die Darlehen aus öffentlichen Mitteln Gültigkeit hat und in 
den Ergänzenden Richtlinien die Ausschöpfung dieser Verlänge- 
rung vorgeschrieben ist, werden sich die Umwandlungen im 
wesentlichen auf hochverschuldete Betriebe, wie z. B. Klein-, 
Flüchtlings- und Siedlerbetriebe, beschränken. Die Zinsbelastung 
beider Darlehensformen ist mit 2,5 v. H. gering. 

d) Eine Ausweitung der Umwandlungsmöglichkeiten über den bis- 
her vorgesehenen Rahmen wird aus den unter a) jbis c) ange- 
führten Gründen nicht für erforderlich gehalten, ganz abgesehen 
davon, daß durch eine derartige Bestimmung die Tilgung der 
Darlehen erfahrungsgemäß erschwert wird. Diese Auffassung wird 
auch von den Ländern vertreten. In den Fällen, in denen trotz 
der fünfjährigen Laufzeitverlängerung Schwierigkeiten bei der Til- 
gung auftreten, was weitgehend von dem Ausfall der Ernte 1957 
bis 1961 abhängen wird, bleibt es den Ländern, von denen 50 
bis 60 V. H. der Mittel aufgebracht wurden, überlassen, eine ent- 
sprechende Regelung zu treffen. Eine Beteiligung des Bundes an 
diesen voraussichtlich nur wenigen Fällen wird nicht für not- 
wendig gehalten. 


Dr. h. c. Lübke 



